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Muster
Absender
Adresse Sozialgericht






XX.XX.XXXX
Hiermit stellen wir als sorgeberechtigte Eltern, XXXX und XXXX XXXX, beide gehörlos, namens unseres Sohnes XXXX, gehörlos, geb. am XXXX,
· Antragsteller
Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gegen 

Bezirk XXXX; Adresse XXXX









-  Antragsgegner.

Es wird der Erlass einer einstweiligen Anordnung beantragt, die Kosten für Gebärdensprachdolmetscher im Rahmen des Gemeinsamen Unterrichts nach den Vergütungssätzen des § 9 JVEG zu übernehmen und den Bescheid vom XX.XX.XXXX abzuändern.  
Sachverhalt

Der am XXXX geborene, gehörlose Antragsteller (Anlage 1 SchwbA) begehrt vom Antragsgegner die Übernahme von Gebärdensprachdolmetscherkosten nach § 9 JVEG zur Ermöglichung der weiteren Teilnahme am inklusiven Unterricht in der Regelgrundschule XXXX. 
Der Antragsteller besucht seit Schuljahresbeginn - XXXX - die Regelgrundschule XXXX mit Gebärdensprachdolmetschern. Der Antragsgegner bestätigt mit Bescheid vom XX.XX.XXXX die Zuständigkeit nach § 97 und 98 SGB XII und bewilligt die Leistung nach § 54 SGB XII i. V. m. § 12  Eingliederungshilfe-verordnung  (Anlage 2 - Bescheid der Antragsgegner) mit einer Vergütung nach „Empfehlungen zur Bezuschussung von Leistungen für Gebärdensprachdolmetscher vom Zentrum Bayern Familie und Soziales“ mit 55 Euro pro Dolmetscherstunde /45 Euro pro Fahrzeitstunde / 0,30 Euro pro gefahrenem Kilometer  und beauftragt die Dolmetscherinnen XXXX und XXXX mit der Dolmetscherleistung. (Anlage 3 –Auftrag an die Dolmetscherinnen)
Mit Schreiben vom XX.XX.XXXX wurde der Antragsgegner von Dolmetscherin XXXX aufgefordert die Honorierung der Dolmetscher nach JVEG zu bestätigen. Der Antragsgegner lehnt die Anpassung an das JVEG ab (Anlage 4 –Schriftwechsel Dolmetscherin XXXX mit Antragsgegner).
Auch das Einschalten von Karin Kestner, (ehrenamtliche Beraterin – bundesweit- für die Inklusion gehörloser Kinder an Regelschulen) die wir um Unterstützung gebeten haben, brachte kein positives Ergebnis. Die Antragsgegnerin lehnt die Honorierung der Gebärdensprachdolmetscherinnen nach § 9 JVEG ab. Der Aufforderung an den Antragsgegner, Dolmetscherinnen für den Antragsteller bereit zustellen und geprüfte Gebärdensprachdolmetscherinnen zu suchen, die für einen geringeren Honorarsatz als dem JVEG arbeiten, lehnt der Antragsgegner ebenfalls ab. (Anlage 5 - Schriftwechsel Karin Kestner – Antragsgegner)
Die Dolmetscherinnen, XXXX und XXXX, sind nicht bereit für den Antragsteller weiterhin tätig zu sein, sollte nicht das bundesweit übliche Honorar nach § 9 JVEG gezahlt werden, auch hinsichtlich der Tatsache, dass sie aus Rücksicht auf den Antragsgegner nicht in Doppelbesetzung arbeiten, sondern sich nur tageweise abwechseln. 

Mit XX.XX.XXXX beantragen wir gleichzeitig zum Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz, beim Antragsgegner die Änderung des Bescheides vom XX.XX.XXXX. Die Änderung betrifft hier den Hilfebedarf – hier Honorierung nach § 9 JVEG (Anlage 6 - Änderungsantrag).
Dringlichkeit
Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ist zu stellen, weil keine  Änderung in der Haltung des Antragsgegners zu erwarten ist. Der Antragsgegner wünscht eine gerichtliche Entscheidung. 
Der Antrag ist positiv zu beschließen, weil der Schulbesuch und somit die Schulbildung des Antragstellers ohne Gebärdensprachdolmetscherbegleitung nicht gewährleistet werden kann. Der Antragsteller würde vom Unterricht ausgeschlossen. Die schnelle Entscheidung ist geboten, auf ein langfristiges Verfahren im Rahmen einer Klage kann nicht gewartet werden. Der Unterschiedsbetrag vom bewilligten Stundensatz zum jetzigen JVEG (Dolmetschzeit 20 Euro/Std.- Fahrtzeit 30 Euro/Std.) kann vom Antragsteller nicht finanziert werden. (Anlage 7 – Einkommensnachweis) 
Dolmetscherinnen, die unter dem Honorar des § 9 JVEG arbeiten sind nicht verfügbar und werden vom Antragsgegner weder gesucht noch bereitgestellt.
Rechtliche Würdigung
Herleitung des Anspruchs auf Honorierung der Gebärdensprachdolmetscher nach 
§ 9 JVEG 
Das SGB I enthält Allgemeine Regelungen! 
§ 28 Abs.1 Nr. 3 des SGB I und 28 Abs.2 
§ 28 Abs. 1 SGB I Leistungen der Sozialhilfe
Nr. 3. Eingliederungshilfe für behinderte Menschen,

Abs. (2) Zuständig sind die Kreise und kreisfreien Städte, die überörtlichen Träger der Sozialhilfe und für besondere Aufgaben die Gesundheitsämter; sie arbeiten mit den Trägern der freien Wohlfahrtspflege zusammen.
Für die Eingliederungshilfe ist das Sozialamt oder überörtliche Sozialhilfeträger wie die Bezirke zuständig!
In § 29 SGB I Abs. 3a und b  wird weiter ausgeführt, 
Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, insbesondere Hilfen

a)

zur Entwicklung der geistigen und körperlichen Fähigkeiten vor Beginn der Schulpflicht,

b)

zur angemessenen Schulbildung, 
Zuständig sind die in § 28 genannten Leistungsträger – hier Träger der Sozialhilfe – Eingliederungshilfe. 
Nach § 60 SGB XII  wird in der Eingliederungshilfeverordnung ausgeführt:

§ 1 Der Eingliederungshilfeverordnung legt den Personenkreis fest: 
Abs. 5 Personen, die gehörlos sind oder denen eine sprachliche Verständigung über das Gehör nur mit Hörhilfen möglich ist,

§ 12 Abs. 1 und 2 der Verordnung:
Die Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch umfasst auch 

1.

heilpädagogische sowie sonstige Maßnahmen zugunsten körperlich und geistig behinderter Kinder und Jugendlicher, wenn die Maßnahmen erforderlich und geeignet sind, dem behinderten Menschen den Schulbesuch im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht zu ermöglichen oder zu erleichtern,

2.

Maßnahmen der Schulbildung zugunsten körperlich und geistig behinderter Kinder und Jugendlicher, wenn die Maßnahmen erforderlich und geeignet sind, dem behinderten Menschen eine im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht üblicherweise erreichbare Bildung zu ermöglichen,

hier wird der Rahmen festgelegt, für welche Bereiche die Eingliederungshilfe zuständig ist! Dies ist eindeutig der Bereich Schulbildung und die Vorbereitung hierzu. (auch weiterführende Schule und Hochschulen) Dies ist eine Sozialleistung! Dolmetscher sind Hilfen zur Ausführung der Sozialleistung.
Nach § 17 Abs.2 SGB I wird das Recht der hörbehinderten Menschen festgelegt (allgemeine Regelung), nämlich dass sie bei Ausführungen von Sozialleistungen das Recht auf die Verwendung der Gebärdensprache haben. 
(2) Hörbehinderte Menschen haben das Recht, bei der Ausführung von Sozialleistungen, insbesondere auch bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen, Gebärdensprache zu verwenden. Die für die Sozialleistung zuständigen Leistungsträger sind verpflichtet, die durch die Verwendung der Gebärdensprache und anderer Kommunikationshilfen entstehenden Kosten zu tragen; § 19 Abs. 2 Satz 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend.

Im § 17 SGB I Abs. 1- 3
(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass 

1.

jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig erhält,

2.

die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen,

3.

der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, insbesondere durch Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordrucke und

In Abs. 4 – 2)  wird auf § 19 SGB X verwiesen – § 19 Abs. 2 Satz 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend.
Nicht strittig ist, dass es sich bei den hier in Rede stehenden Gebärdensprachdolmetschleistungen um Sozialleistungen handelt, die im Rahmen der inklusiven Beschulung als sog. Eingliederungshilfe gemäß § 54 Abs. 1 Satz 1 SGB XII i.V.m. § 12 Eingliederungshilfe-VO und Art. 41 Abs. 1 BayEUG erbracht werden und somit ein Rechtsanspruch auf diese Leistungen besteht. 

Bei dieser Eingliederungshilfe handelt es sich gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 3 SGB I um eine Sozialleistung. Dies ergibt sich schon daraus, dass § 28 SGB I unter der Überschrift des Zweiten Titels des SGB I mit dem Text "Einzelne Sozialleistungen und zuständige Leistungsträger" zu finden ist. Gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 SGB I haben aber hörbehinderte Menschen das Recht, bei der Ausführung von Sozialleistungen, zu denen - wie soeben dargelegt - die Eingliederungshilfe gehört - Gebärdensprache zu verwenden. Nach § 17 Abs. 2 Satz 2 SGB I sind die für die Sozialleistung zuständigen Leistungsträger verpflichtet, die durch die Verwendung der Gebärdensprache entstehenden Kosten zu tragen. 

Es ist auf die Regelung in § 17 Abs. 2, zweiter Halbsatz SGB I zu verweisen. Dort wird normiert, dass § 19 Abs. 2 Satz 4 SGB X entsprechend anzuwenden ist. § 19 Abs. 2 Satz 4 SGB X lautet im Wortlaut wie folgt: "Falls die Behörde Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen hat, erhalten sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes eine Vergütung; mit Dolmetschern oder Übersetzern kann die Behörde eine Vergütung vereinbaren."

Eine solche gesonderte Vereinbarung, die unterhalb der Vergütungssätze des JVEG liegen besteht nicht, so dass für die Erbringung der Sozialleistung im Sinne des § 19 Abs. 2 Satz 4 SGB X herangezogen wird, ein Vergütungsanspruch für die Gebärdensprachdolmetscher in Höhe von 75,00 EUR pro Stunde für Dolmetsch und Fahrzeit, wie er sich nach der Novellierung des JVEG durch das 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz ergibt.

Für diese Rechtsaufassung spricht auch eindeutig die Gesetzesbegründung, (Klarstellung) die zu der Regelung des § 19 Abs. 2 Satz 4 SGB X geführt hat und in der einschlägigen Bundestags-Drucksache zu finden ist. 

Dort heißt es wörtlich wie folgt (BT-Drucksache16/6540, zu Art. 2 Nr. 1, S. 26): 

"Die Änderung dient der Klarstellung. Das Recht von gehörlosen und hörbehinderten Menschen auf Verwendung der Gebärdensprache oder anderer Kommunikationshilfen ist neben der Regelung in § 17 SGB I während der Ausführung von Leistungen auch im SGB X, dem Behindertengleichstellungsgesetz und der Kommunikationshilfeverordnung sowie den entsprechenden Gesetzen für das gerichtlichen Verfahren enthalten. Die Entschädigung bzw. Vergütung der Gebärdensprachdolmetscher richtet sich dabei grundsätzlich nach dem JVEG. In § 17 SGB I dagegen fehlte ein ausdrücklicher Hinweis auf das JVEG oder die entsprechende Vorgängerregelung, so dass es in der Praxis häufig zu Unstimmigkeiten kam. Mit der Regelung wird nun klargestellt, dass gehörlose und hörbehinderte Menschen während der Ausführung von Sozialleistungen genauso gestellt werden wie im Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren." 
(Anlage 8 - Ausdruck BT-Drucksache16/6540, zu Art. 2 Nr. 1, S. 26)
Nach allem ist dem Antrag stattzugeben.
Anlagen:
1 – Schwerbehindertenausweis XXXX
2 – Bescheid der Antragsgegnerin vom XX.XX.XXXX
3 – Auftrag der Antragsgegnerin an die Dolmetscherinnen
4 – Schriftwechsel Dolmetscherin XXXX mit Antragsgegner
5 – Schriftwechsel Karin Kestner – Antragsgegner
6 – Änderungsantrag an Antragsgegner
7 – Einkommensnachweis
8 – Ausdruck BT-Drucksache16/6540, zu Art. 2 Nr. 1, S. 26 

Unterschrift
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